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Berfrag zur Frage vom Adminiſtratip-Verſahren. 
(Schluß) 


Durch diefe Beſtimmung ergibt, ſich zugleich, daß der Haupteld 
im Verfahren vor den politiſchen Behörden überhaupt zuläſſig iſt. 
Aber auch wenn dief geſetzlich nicht ausgeſprochen wäre, würde es 
aus dem Umſtande folgen, daß chen für das politiſche Verfahren keine 
beſondere Norm beſteht, und daß daher die politiſchen Behörden ledig⸗ 
lich nach ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen, in der Wahl der Mittel 
zur Wahrheitfindung unbeſchränkt und nur von dem Streben nach 
derſelben geleitet, zu verfahren haben. Das Gegentheil ift richtig: die 
polltiſche Behörde darf Bewelsmittel in Anwendung bringen oder in 
einer Art und Weiſe in Anwendung bringen, die oder welche den 
Gerichtsbehörden uuterfagt ift- 

Die allgemeine Zuläſſigkeit des Haupteldes könnte nur auf zwei⸗ 
fache Art beſtritten werden, und zwar erſtens, wenn man nachwelſen 
könnte, daß feine Natur mit dem Verfahren vor den politiſchen Ber 
hörden oder mit öffentlich rechtlichen Partelen⸗Streitigketten im Wider⸗ 
ſpruche ſtehe, ſodaun aber wenn eine ſingulare Beſtimmung beſtünde, 
welche denſelben insbeſondere ausschließt. Das erſtere ift deßhalb nicht 
der Fall, weil die entſcheldende Behörde auf denſelben erkennt, das 
andere deßhalb nicht, well die öffenklich rechtlichen Auſprüche, welche 
den Gegenſtand des Verfahrens in öffentlich rechtlichen Parteien⸗Strei⸗ 
tigfeiten bilden, regelmäßig ebenſo der Privat⸗Dispofition der Parteien 
unterliegen, als wie privatrechtliche Auſprüche. Was den letzteren Punkt 
betrifft, fo können wir, nicht fo umporſichtig wie jene in Nr. 26 l. J. 
dieſer Zeltſchrift mitgetheilte Entfheidung *), bei dem heutigen Stande 
der Unzugänglichkeit des legislativen Materſales in Oeſterreich, trotz⸗ 
dem wir keine den Haupteid im politiſchen Verfahren allgemein aus⸗ 
schließende Beftimmung gefunden haben, zwar nicht apodickiſch behaupten, 


) Diefe Entscheidung enthält nämlich die merkliche Behauptung: „Das 
Abhaltell einer Rede auf einem Friedhoſe bei einem Leichenbegängniſſe it eine an 
und für ſich durch keine fpezielle Borſchriſt verbotene Handlung.“ Dem entgegen 
enthält dae Hof-Kanzlei⸗Dectet vom 2. December 1796, B. 2674, die Beflim- 
mung, taf Leichenreden auf katholiſchen Friedhöfen überhaupt nicht gehalten 
werden dürfen, Uns if nun nicht bekannt, daß dieje Beſlimmung aufgehoben 
wöre, wohl aber kennen wir ein böhcmiſches Gubernial-Decret vom 8. Febr. 1837, 
B: 649 (Prop. G. S. 19. B. S. 54), welches ausdrücklich den Kretsümiern 
anſtrögt, darüber zu wachen, daß dieſer Beftimmung micht zuwider gebanbelt werde, 


daß eine ſolche nicht beſtehe, haben aber das Recht, fo lange bei unferer 
Anſicht zu verharren, als nicht die Gegner uns eine ſolche Beſtim⸗ 
mung aufzuweiſen im Stande find. Daß diefe allgemeine Zulöſſigkeit 
die Nichtanwendbarkeit in gewiſſen Verfahrungsarten nicht ausſchließt, 
liegt auf der Hand, muß aber, als Ausnahme von der Regel ause 
drücklich ausgeſprochen ſein, wie in den Verfahren, wo es ſich um Un⸗ 
giltigerklärung oder Trennung einer Ehe handelt, 88. 99 und 115 
des a. b. G. B. (denn auch dieſes ift ein öffentlich rechtliches) oder in 
dem Verfahren in Gefällgübertretungen. 

termit ergibt fih alfo, daß der Haupteld allgemein im politi⸗ 
ſchen Verfahren als zuläffig erſcheint, das Gegentheil bezüglich einer 
einzelnen Verfahrungsart bewieſen werden muß, und daß dieſes in 
Hinſicht auf Streitigkeiten aus dem Dienfiverhältuiffe oder Lohnver ⸗ 
trage nicht nur nicht erwieſen ift, ſondern hier für die Zulaſſigkeit 
noch beſondere geſetzliche Beſtimmungen ſprechen. 

Die andere proeeßrechtliche Frage, welche aus Anlaß des vor⸗ 
liegenden Falles enkſteht, ift, um es allgemein auszudrücken: ob das 
Miniſterium eine im Wege des Inſtanzenzuges an dasſelbe gelangte 
Streitſache in erſter Inſtanz entſcheiden dürfe? Es Ift dieß in unſerem 
Falle geſchehen, und wir mochten die Frage verneinen. Ju allen jenen 
Fällen nämlich, wo ein Erkenntuſß der niederen Juſtanz im Grunde 
eines in den Formen des Rechtes begangenen Fehlers caſſirt wird, 
ift die Verhandlung an dieſe Inſtanz zurückzuleiten. Ein ſolcher Cafe 
ſattonsfall liegt vor. Das Minifterium ift nicht in das Meritoriſche 
der Entſcheidungen der unteren Inſtanzen eingegangen, ſondern es hat 
einfach dieje Entſcheidungen caſſirt, weil fie angeblich überflüſſig felen, 
wegen eines Fehlers, welchen die unteren Inſtanzen im Beweisver⸗ 
fahren begangen, indem fie über bereits bewieſene Thatſachen auf ben 
Haupteid erkannten (dachte da das Miniſterium vielleicht an die ſub⸗ 
fiiäre Natur desſelben im Eivilproceſſe?) Abgeſehen davon, daß die 
Parteien auf dieſe Weiſe des Inſtauzenzuges gegen eiue ſehlerhafte 
Anwendung des materiellen Rechtes verluſtig wurden, erſcheint die fo⸗ 
genannte Miniſterial⸗Entſcheidung auch nach einer anderen Richtung 
hin als unzuläſſig. Sie ift nämlich eine Eutſcheidung im Berufungs⸗ 
wege über die Thatſache. Eine ſolche iſt aber nur ausſchließlich dort 
möglich, wo überhaupt ein geſetzlich vorgeſchriebeues Beweisverfahren 
und überdieß eine legale Bewelstheorſe beſteht. In allen anderen Füllen 
ift dieſelbe abſolut ausgeſchloſſen. Dort nämlich, wo ohne Rückſicht auf 
ein geſetzlich beſtimmtes Maß von geſetzlich beſtimmten Bewefsmitteln 
die Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit von Thatſachen 
gefunden wird, kann über die Thatſache ausſchließlich derjenige, der 
in erſter Juſtanz entſcheldet, entſcheiden. Es ift dieß ein in der 
Wiſſenſchaft des Proceßrechtes fo allgemein anerkaunter Grundſatz, daß 
ſich der Streit gar nicht mehr darum dreht, ob eine folde Berufung 
möglich fei, ſondern immer nur darum, ob das geſetzliche Vorſchreiben 
einer beſtimmten Zahl und Art von Bewelsmitteln möglich jei, und 
gegen dieſen Cardinalſatz des Proceßrechtes, der anf dem Gebiete des 
Strafrechtes, wie auf dem des Civilrechtes gleichmäßig anerkaunt if, 
berftoßt die in Frage ftehende Entſcheidung auf die flagranteſte Weife. “I 


„ 9 Sa, dieſer zweſte Fehler dient ſogar dem erſt begangenen einigermaßen 
zur Eulſchuldigung, weil es allerdings eine eigene Zumuhung an die unteren 
Inſtanzeu gewesen wäre, auf Grund von ihnen für nichl bewieſen gegaltenec 
Thatsachen zu eukſcheiven. Deshalb aber bleibt der ech betonte Grundſat doch 


Wir haben nämlich ſchon ofen darauf aufmerkſam gemacht, daß 
in dem betreffenden 8. 41 das Wort ſummariſch fortgelaffen ift, und 
daraus gefolgert, daß der polltiſchen Behörde die freie Findung der 
Wahrheit überlaffen bleibt, indem hiedurch keine Beſchränkung, ſondern 
der freie, der entſcheidenden Behörde angemeſſen erſcheinende, Gebrauch 
von Bewefsmitteln eingeführt ift. Und dieß gilt nicht nur für unfern 
Fall, ſondern als Regel im Verfahren. Nur dort, wo beiſpielsweiſe 
beſtimmt ift: zu einem Beweiſe find fo und fo beſchaffene Zeugen, IM 
die Ueberelnſtimmung von ſo und ſo viel Zeugen erforderlich, kaun die 
höhere Behörde die untere Entfcheldung wegen Formgebrechen caſſiren, 
aber ſelbſt dann nicht in's Meritoriſche eingehen. Dort aber, wo die 
Ueberzeugung des Richters über die Wahrheit der zu bewelſenden That⸗ 
fachen fih frei und felbſtſtändig bildet, ift der Inſtanzenzug in der 
Thatfrage, das heißt der Ausſpruch, daß durch die von dem unteren 
Richter zugelaſſenen oder gewählten Beweismittel anders oder etwas 
anderes bewieſen worden fel, als was ihm bewieſen oder nicht bewleſen 
erſchlenen ift, eine Utopie. 

Allgemeine Vorſchriften für das Verfahren in Streitigkeiten vor 
den politifchen Behörden beſitzen wir nicht, wiſſenſchaftliche Axiome, die 
dort überall zur Anwendung kommen follen, wo das Geſetz Luͤcken ließ, 
ſcheinen hier unbekannt. In welcher traurigen Lage befindet fich bei 
fo bewandten Unnſtänden das Recht der Parteien. 

Und in der That, wenn wir diefe allgemeinen Sätze auf den 
in Frage ftehenden Fatl anwenden, fo finden wir das Geſagte in here 
vorragender Weiſe beſtäligt: Der Grund, weßhalb der Stadtmagiſtrat 
auf das Beweismittel des Haupteides erkannte, war der, well er aus 
der Zeugenvernehmung Pe Ueberzeugung gewonnen hatte, daß die 
Zeugenausſage den Charakter der Befangenheit an fih trug, was bet 
dem Umſtande, als die Eklſtenz der hiebei in frage kommenden 
Zeugen von der Beklagten abhängig, was leicht begreiflich ift. 
Wie viel aber auf die Ausſage eines Zeugen zu halten jet, wird 
wohl hauplſächlich aus der perſönlichen Vernehmung desſelben ent⸗ 
nommen, nicht aus dem hierüber aufgenommenen Protokolle, welches 
von der ganzen Vernehinung nur Worte und ſelbſt dieje nur 
lückenhaft je nach der größeren oder geringeren Geſchicklſchkelt des Pro- 
tokollſührers gibt, namentlich viele Einzelnheiten, die für die Beurs 
thellung der Zeugenſchaſt von großer Bedeutung find, hinweglaſſen 
muß. Das Alles ſind Sachen, welche bereits unzählige Male nach allen 
Seiten hervorgehoben worden find, Welter ift in unſerem Falle auch 
noch in Anſchlag zu bringen, daß das Abhäugigkeitsverhältuiß zwiſchen 
Dienſtboten und Dienſtgebern an dem Orte, wo derſelbe ſich abſpielte, 
ein viel größeres, ſchon in dem Bollscharakter gelegenes ift. Dann 
ſpricht es gegen dle Dienſtfrau, daß fie ſowohl in dem erſten Falle, 
wo fie das von ihr Behauptete, als auch im Falle der Entſcheidung 
der zweiten Juſtanz, wo fie dle Negative, des von der Klägerin Be⸗ 
haupketen beſchwören fol, beidesmal diefem Eide ausweicht, ja daß fie 
nicht einmal im erſten Falle, wo es ihr frei ſtand den Eid der Klä⸗ 
gerin zurückzuſchteben, es thut, daher weder ihre Behauptungen ſelbſt 
zu beſchworen, noch auch es auf den Schwur der Gegnerm ankommen 
zu laſſen fich getraut. Die Klägerin iſt dadurch, daß nunmehr der 


Eid nicht mehr in Frage kommt, ihres einzigen Beweſsmittels vers | 


luſtig geworden, eines Beweismittels, das ihr nicht nur die erſte In⸗ 


ſtanz, ſoudern auch die zweite, die wenigſtens nach Kenntniß von 


Vokalverhältniſſen der Entſcheidung der Thatfrage näher ſtand, zuge⸗ 
ſtauden hat. Schon die Verhandlung vor der erſten Inſtanz mußte 
ihr die Ueberzeugung beibringen, daß das von ihr beigebrachte Beweis⸗ 
mittel zur Anwendung kommen werde, und ſie auf die Beibringung 
anderer nicht bedacht fein affen. 

Nicht nur ein gerechtes und in der That gehandhabtes materlelles 
Recht, ſondern auch die Feſiſetzung von beſtimmten Formen, in welchen 
dasſelbe zur Geltung zu kommen hat und deren Kenntniß Jedermann 
zugänglich fein folt, damit er auf die Wahl feiner Beweismittel und 
auf jene Momente, welche er bei Verfolgung feines Rechtes hervorzu⸗ 
heben hat, den gehörigen Bedacht nehmen kann und er nicht etwa zu 
Beweismitteln greift, die als unzuläfſig erſtheiuen, oder mit anderen 
Worten, ein öffentlich rechtliches Proceßverfahren ſtellt fih als eine une 
abmelsliche Nothwendigkeit heraus, und fomit kommen wir wieder auf 
unfer ceterum censeo, nämlich die Orgamfirung von Behörden, mit 
melden die Nothwendigkeit der Feſtſetzung eines Verfahrens vor ben- 
ſelben ſchon ſelbſt gegeben iſt: von Verwaltungsgerichten. Dr. R. K. 
aufrecht, und es zeigt dies nur, wie eim begangener Fehler zu Miberfprüchen 
ſügrt, oder andere nach ſich zieht. Dies nebenbei bemerkt, ifl es aber klar, tafi 


in unferem Falle vou einem geſetlich vorgeſchriehenen Beweisverfahren feine Rede 
fein kann. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Competenz in Waſſerſtreitiglelten. Berechtigung der polit. Behörde 
zu Anordnungen in Beziehung auf durch Aufeiſung herbelßeführte vor- 
übergehende Beranberungen des Waſſerlaufes. 


Die Mühle des Anſelm K. in G. — ſogenannte Herrenmühle — 
bezieht ihr Betriebswaſſer aus dem Chorafluſſe, zu welchem Zwecke 
dieſelbe om letzteren ein eigenes Stauwehr unterhält. Der Unter⸗ 
graben der Herreumühle mündet unmittelbar an dem linkſeitigen Wehr- 
becken des zur nächſtunteren, zu der fogenannten „Pulvermühle“, gehö⸗ 
rigen Stauwehres in die Chora aus. Gegenüber dieſer Ausmündung 
knapp an dem rechten Uferbeden des Pulvermühlwehres, befindet fidh 
die Einlaßſchleuße zum Werk⸗(Ober⸗) Graben der Pulvermühle (Eigen⸗ 
thum der Fürſtin B.) und dreier unterhalb gelegenen Mühlen. Die 
Höhe des Pulvermühlwehres ift fo normiert, daß ein Abfluß des Waſſers 
über dasſelbe erft daun ſtattfindet, wenn beffen Quantum das zum 
normalen Betriebe der Pulvermühle und der darunter gelegenen drei 
Mühlen nothwendige Maß überſchreltet. So lange die Waffermenge 
der Ehora dieſes Maß nicht überſchreitet, kommt das ganze Ehora⸗ 
Waſſer durch den Herrenmühl⸗Werkgraben der Pulvermühle zu, da 
in dieſem Falle auch über das Herreumühlwehr kein Ueberfall ſtatt⸗ 
findet. Hieraus reſultirt die Sachlage: Daß bei folchen Wafſerſtänden 
das aus dem Untergraben der Herrenmühle in die Chora ausmündende 
Waſſer quer durch das Flußbelt Täugs des circa 28° langen Pulver⸗ 
mühlwehres gegen die Einlaßſchleuße des Pulvermühlgrabens flieht, 
und bildet ſonach in dieſem Falle das Flußbett der Ehora feier Breite 
nach die Fortſetzung des unteren Werkgerinnes der Herrenmühle, und 
das Pulverwehr die linkſeitige Begrenzung (das linkſeitige Ufer) dieſer 
Gerinusfortſetzung. 

Im Winter bei ſtrenger Külte haben die Muhlen mit bedeutenden 
Eisbildungen zu kampfen und werden Auſeiſungen der Werkgräben 
nothwendig, um den Werkbekrieb zu ermöglichen. Hinſichtlich des 
hiebel zu beobachtenden Vorgauges wurde auläßlich der ſchon in frü⸗ 
herer Zeit gegen den Beſitzer der Herrenmühle laut gewordenen Klagen 
im Jahre 1829 zwiſchen diefem und den Befikern der Pulvermüßle 
und der darunter gelegenen Werke die Vereinbarung getroffen, daß 
der Beſitzer der Herrenmühle bel Aufelſung feines Werkgrabens die 
aufgehackten Eisſtücke ins Land zu ſchaffen, und jede folche Aufeſſung 
rechtzeitig dem Pulvermühl⸗Beſitzer anzuzeigen habe, damit dieſer und 
deffen untere drei Werks nachbarn fich gegen die nachtheiligen Evens 
tualitäten der Aufelſung ſchützen können. 

An dieſe Vereinbarung hielt ſich jedoch der dermallge Beſitzer 
der Herrenmühle Anſelm K. nicht. 

Ueber die Beſchwerde der Fürſtin B. wurde bei der um die 
Mitte Februar 1870 ſtattgefundenen bezirkshaupkmannſchaſtzichen Lokal⸗ 
Kommiſſion konſtatirt, daß Anſelm K. während der Ende Jänner 1870 eine 
getretenen ſtrengen Kälte bei einem Waſſerſtande der Ehora, hei welchem 
weder über das Pulvermühl⸗ noch über das Herrenmühlwehr cin 
Waſſerabfall ftatlfand, feinen Untergraben aufeiſen, die aufgehackten 
Elsſchollen jedoch nicht an's Ufer ſchaffen, ſondern ffe von der Waſſer⸗ 
ſirömung abführen ließ, Außerdem ließ K. auch eine in der Eisdecke 
am Pulpermühlwehre befindliche Rinne durch Aufelſung erweitern. 
Die Folge davon war, daß ſich zuerſt die Einlaßöffnung des Pulver⸗ 
mühlgrabens, dann die Waſſerrinne im Flußbette längs des Pulver⸗ 
mühlwehres mit den herabgefchwemmten Eisſchollen verlegten, welche 
bei der ſtrengen Kälte früher einfroren, bevor deren Befeitigung bewerk⸗ 
ſtelligt werden konnte, und daß das dadurch aufgeſtaute Waſſer über 
den vom Eiſe befreiten Theil des Pulvermühlwehres abfloß, wodurch 
die Pulvermühle und ihre unteren drei Nachbarwerke außer Betrieb 
geſetzt wurden. 

Auf Grnud des Kommiſſionsbefundes hat der Bezirkshauptmann 
von T. den Beſitzer der Herrenmühle Anſelm K. unter Berufung auf 
die Mühlordnung vom Jahre 1814 (88. 1 und 20): 

1. Zu einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt; demſelben 

2. zur Pflicht gemacht, in Hinkunft bei fonſtiger Beſtraſung die 
Aufeifung feines Werkgrabens immer erft nach vorausgegangener Bers 
ſtündigung des Beſitzers der Pulvermühle vorzunehmen. 

Die ſchleſiſche Landesregierung behob über den Rekurtz des Anſelm 
K. den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid zur Gänze mit der Moti- 
virung: a) daß die von Auſelm K. vorgenommene Aufeiſung feines 
Untergrabens, daun die theilweiſe Anfhackung der Eisdecke auf dem 
Pulvermühlwehre eine Uebertretung der Mühlordnung vom Jahre 1814 


— 183 — 


nicht involvire, indem die beſagten Handlungen als keine Veränderung 
eines Gerinnes angeſehen werden können, zu deren Vornahme eine 
beſondere Bewilligung der politiſchen Behörde nothwendig ſei, mithin 
auch eine diesfällige Straſverhängung gegen ihn nicht Platz greifen 
könne. b) Rönne eine durch die Auſeſſung etwa herbeigeführte vore 
übergehende Veränderung des Waſſerlaufes nicht als eine Gerkuns⸗ 
änderung angeſehen werden, wie fie die Miniſterial⸗Verordnung vom 
7. Juli 1860 R. G. B. Nr. 172 inr Auge habe, weßhalb die politiſchen 
Behörden zur Schlichtung von derlei Streitigkeiten nicht competent feien. 

Das Miniftertum des Funern hat unterm 21. Oktober 1870, 3.8889, 
in Folge Recurſes der Fürftin B. entſchteden wie folgt: „Der Mis 
niſterlalrekurs der Fürſtin B. in St. gegen die Entfcheidung der 
ſchleſiſchen Landesregierung, in ſowelt derſelbe gegen jenen Theil der 
angefochtenen Entfcheidung gerichtet ift, durch welchen das gegen Anſelm 
K., Beſitzer der Herrenmühle in G. wegen Störung des Betriebes 
der Pulvermühle vom Bezirkshauptmann in T. in I. Inſtanz gefällte 
Straſerkenniniß behoben wurde, wird als unſlatthaft zurückgewieſen, 
well auch im polſtiſchen Strafverfahren ein Rekurs gegen ein Tog- 
ſprechendes Erkenntulß als unzuläſſig erſcheint. 

Inſoſern ober mit der angefochtenen Entſcheldung der Landes⸗ 
regierung auch die in dem Erlaſſe des Bezirkshauptmannes von T. 
enthaltene Anordnung außer Kraft geſetzt worden ift, mit welcher 
Anſelm K., Beſitzer der Herrenmühle, beauftragt wurde, in Hinkunft 
bei fouftiger angemeſſener Beſtrafung eine Aufeiſung in feinem Mühl 
graben immer erft nach vorausgegangener Verſtändigung des Beſitzers 
der Pulvermühle vorzunehinen, wird dem Rekurſe der Fürſtin B. 
Folge gegeben, und unter Behebung des Abſpruches der Landesreglerung 
in dieſem Punkte die eben angeführte Anordnung des Bezirkshaupt⸗ 
mannes von T. wieder in Kraft geſetzt, weil zur Erlaſſung dieſer 
auf die Wiederherſteltung, ſowie Erhaltung des faktiſchen, beziehungs⸗ 
weiſe normalen Waſſerablaufes abzielenden Anordnung die politifchen 
Behörden im Grunde der Beſtimmungen der Miniſterial⸗Verordnung 
vom 7. Suli 1860 Nr. 172 R. ©. B. und in Handhabung der Mühl⸗ 
ordnung vom 1. December 1814 berufen erſcheinen.“ F. H. 


Zur Frage der Competenz bei Geltendmachung von Armenverſorgungs⸗ 
auſprüchen mit Rücksicht auf die 68. 25, 89 und 44 des Helmatsgeſetzes. 


Die nach St. L. zuſtändige Antonia U. gebar im October 1866 
in Ugram außerehelich das Kind Franz Karl U., welches fie am 
1. Jänner 1867 dem Anſtreicher Johann K. in Agram in Pflege 
übergab. Die Mutter Antonia U. ſchloß mit Johann K. nach Angabe 
der Stadthauptmannſchaft und des Statthaltereirathes in Agram einen 
Vertrag, in welchem die Antonia U, dem Johann K. monallich 5 fl. 
Verpflegsgebühr für das Kind zuſagte. Da die Mutter fih von Agram 
ohne irgend eine Bezahlung des Verpflegsgeldes entfernte, ſo wendete 
ſich Johann K. an die Stadthauptmaunſchaft Agram, damit die Ge⸗ 
meinde St. L. das Kind übernehme und ihm die erlauſenen Verpflegs⸗ 
koſten bezahle. 

Dieſes Anſinnen des K. wurde dem Bezirksamte St. L. von 
Seite der Stadthauptmaunſchaft Agram eröffnet und die Gemeinde 
St. L. bom Bezirksamte zur Entſprechung oder Aeußerung aufge⸗ 
fordert. Die Gemeinde St. L. weigerte ſich, das Kind zu übernehmen, 
bevor nicht erwieſen werde, daß die nach dem Geſetze zur Erhaltung 
des Knaben verpflichteten Ernährer hiezu unvermögend ſeien; ebenfo 
lehnte die Gemeinde die Bezahlung der erlaufenen Verpflegskoſten ab, 
weil diefe aus einem die Gemeinde nicht berührenden Privatvertrage 
eutſpringen. 

Die Stadthauptmannſchaft und der Statthaltereirath in Agram 
beſtanden auf ſogleiche Uebernahme des Kindes und Bezahlung der 
Verpflegs koſten von Seite der Gemeinde St. L. nach den Beſtim⸗ 
mungen des Verpflegsvertrages. Der Kindesvater ſei unbekannt; es 
handle ſich daher nur um die Zahlungspflicht der Mutter, deren Ver⸗ 
mögensperhältniſſe die Heimatgemeinde St. L. kennen müſſe; es gehe 
daher nicht an, die Uebernahme des Kindes an obige Bedingungen zu 
knüpfen. Das gleiche Geſetz, welches der Gemeinde St. L. die Ueber⸗ 
nahme des Kindes auferlege, müſſe dlefe Gemeinde auch zur Zahlung 
der bisherigen Verpflegskoſten verpflichten. Die Angabe, daß ein Private 
vertrag die Gemeinde nicht binde, fei nur ein Vorwand; deun, wenn 
Antonia U. gar keinen Vertrag geſchloſſen hätte, fo müßte die Ge⸗ 
meinde St. L. jedenfalls die bisherigen Verpflegskoſten zahlen nach 
dem ortsüblichen Preiſe, welcher per Monat 5 fl. ſei. 


Die Bezirkshauptmannſchaſt M. entſchied nun, die Gemeinde 
St. L. habe den Franz Karl U. ungeſäumt in die Gemeindeverſor⸗ 
gung zu übernehmen und die für den Genannten vom 1. Jänner 1867 
bis 1. Februar 1870 erlauſenen, bisher noch nicht berichtigten, Ver⸗ 
pflegskoſten, und zwar 5 fl. per Monat, zuſaumen 185 fl. zu 
bezahlen. 

Ueber den Recurs der Gemeinde St. L. erließ die Statthalterei 
die nachſtehende Entſcheidung: „Die Verpflichtung der Gemeinde St. L. 
zur Verſorgung des Franz Karl U. konne bei der unbeſtrittenen Zus 
ſtändigkeit desſelben und der conſtatirten Armuth feiner alimentations⸗ 
pflichtigen Verwandten keinem Zweifel unterliegen und werde hierin 
die Enkſcheidung erſter Inſtunz mit dem Beilage beftätiget, daß es der 
Gemeinde nach 8. 25 des H.-G. freigeſtellt bleibe, entweder die Uebers 
nahme des Kindes in die eigene Verpflegung zu verlangen oder mit 
einer Perſon des dermaltgen Aufenthaltes diesſalls ein Uebereinkommen 
zu treffen. Nach den Beſtimmungen des Heimatsgeſetzes vom Jahre 
1863 feien die politiſchen Behörden aber nur zur Entfcheibung über 
jene Erſatzanſprüche von Verpflegskoſten competent, welche Gemein⸗ 
den erheben und nach 8. 25 beſtimme die Gemeinde die Art und 
Weiſe der Armenverſorgung. Es könne ſomit die Gemeinde St. L. 
von der politiſchen Behörde nur zum Erſatze jener Verpflegskoſten 
verhalten werden, welche von jenem Tage erlaufen find, an welchem 
die Aufenthaltagemeinde des Franz Karl U. feine Verpflegung über- 
nahm, reſp. den Johann K. ſtillſchweigend oder ausdrücklich zur 
weiteren Verpflegung des Genannten ermächtigte. Als dieſer Beite 
punkt müſſe der Tag angeſehen werden, an welchem fth Jos 
hann K, zuerſt an die Stadthauptmannſchaft in Agram wegen Uebers 
nahme des ihm von der Mutter anvertrauten Pfleglings durch die 
Heimalsgemeinde, reſp. wegen Verpflegskoſtenerſatzes gewendet hat. Die 
genaue Feſtſetzung dieſes Zeitpunktes werde der Amtshandlung in 
erſter Inſtanz überlaſſen. Da die Gemeinde die Art und Weiſe der 
Armenverforgung der ihr Angehörigen zu beſtimmen hat, fo konne der 
zwiſchen Johann K. und der unehelſchen Mutter angeblich abgeſchloſſene 
Vertrag für die Beſtimmung der Höhe der Verpflegskoſten hier nicht 
maßgebend fein, ſondern lediglich die Orteverhälkniſſe, reſp. jener Bes 
trag, zu welchem die Heimatgemeinde den Pfleglung bei Privaten hätte 
unterbringen können. Daß dies um monatliche 3 fl. möglich geweſen 
wäre, beweiſe eine Erklärung des Johann K., iu Zukunſk den Franz 
Karl U. für 3 fl. per Monat zu verpflegen, was affo auch in der 
bereits abgelaufenen Zeit möglich geweſen wäre. Es werde die Ge⸗ 
melnde St. Q. daher zum Erfatze der beſprochenen Verpflegskoſten vom 
bereits angedeuteten Zeitpunkte an im monatlichen Betrage von 3 fl. 
verpflichtet erklärt und zwar ſo lange, bis ſie in anderer Welfe für 
den Franz Karl U. geſorgt haben wird.“ 

Gegen diefe Statthaltereientſcheidung wurde von der Gemeinde 
St. L. der Miuiſterialrecurs eingebracht, worin fte ſagt: Die Gemeinde 
Agram habe die Verpflegung des Franz Karl U. nie übernommen, das 
Erſcheinen des Johann K. vor der Stadthauptmaunſchaſt Agram bes 
rechtige nicht zur Annahme, daß Franz Karl U. von der Gemeinde 
Agram in Pflege übernommen wurde. Die Gemeinde St. L. habe nie 
zugeſtimmt, daß Johann K. die Pflege übernehme, das Kind wäre von 
der Gemeinde Agram nach St. L. abzullefern geweſen. 

Das Miuiſterium des Innern entſchied hierüber unterm 28. Anguft 
1870, Z. 12621, in folgender Weiſe: 

„Dem Recurſe der Gemeinde St. Q. wird inſoferne keine Folge 
gegeben, als die recurrirende Gemeinde zur Uebernahme des Franz 
Karl U. im Grunde des demſelbem zuſtehenden Heimatrechtes in St. 8. 
mit dem Beiſatze verpflichtet erklürt wurde, daß es der Gemeinde 
freigeſtellt bleibe, entweder die Uebernahme des Franz Karl U. in bie 
eigene Verpflegung zu verlangen oder mit einer vertrauungswürdigen 
Perſon feines dermaligen Aufenthaltes dießfalls ein Uebereinkommen 
zu treffen. 

Snfomeit jedoch der Statthaltereierlaß auch über die aus Anlaß der 
bisherigen Verpflegung des Franz Karl U. an die Gemeinde St. . 
geſtellten Erſatzanſprüche des Johann K. entſcheidet, wird derſelbe in 
der Erwägung, daß Anſprüche Armer auf Verſorgung an die Hemat- 
gemeinde in dem durch die Gemeindeordnung feſtgeſetzten Beſchwerde⸗ 
zuge auszutragen find, und daß ſelbſt der Umſtand, wenn Johann K. 
zwar an Stelle der Gemeinde St. L., jedoch nicht in Folge eines mit 
derſelben geſchloſſenen privatrechtlichen Uebereinkommens, den Franz 
Karl U. verpflegt Hätte, folglich in deffen Rechte getreten wäre, au 
der Competenz zur Entſcheidung über die Armennerſorgungsanſprüche 
nichts zu ändern vermöchte — wegen Incompetenz behoben und find 


— — 


die Verhandlungsacten behufs Austragung dieſer Augelegenheit im 
Sinne des 5. 44 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, dem 
Landes ausſchuſſe abzutreten.“ R. v. W. 


Te 


Verordnungen. 


Verordnung des Miniſters des Innern vom 18. Mai 1870, Zahl 7545, 
betreffend pie Anzeige über Abſchtebung von ungarlſchen Zigeunern. 


Mit dem Erlaſſe des beſtandenen Miniflerhung für Loudesvertheidigung und 
Iſentiche Sccherbei vom 17. August 1869, B. 2862/J, wurde angeordnet, daß 
jebe veranlaßte Abschiebung von Bigennerbanden in ihre Heimat dieſem Minis 
ſterium angezeigt werde. 

Ich finde mich beſtimmt, biefe Anordnung ihrem eigenthilmticien Zwecke 
gemüß dahin einzuſchrönken, daß Muftighin micht über jeve Abschiebung von 
ungaelchen gigeunern, fonbern nur bezüglich der In dem Erlaſſe bes genannten 
Miniftecinms vom 18. Juli 1869, B. 2334]l, angeführten Falle der vorſchrifts. 
wibrigen Ertheilung von Reiſedokumenten, ſomie von Bewilligungen zu Gelb» 
lammtungen Hieher zu berichten ift. 

Es ift pelbpverſändtich, daß durch biefe Verſugung bie beplgfigien des 
Herumzjehens der Zigeuner ſouſt geltenden und wirkſam aufrecht zu erhaltenden 
Vorſchriften in teiner Weiſe alterirt werden. 


Verordnung des Ministers des Innern vom 3. September 1870, Zahl 
13097, betreffend die Ungtltigfeit Der vom italleniſchen General-Conſulgte 
in Wien ausgeſtellten Hau flerpäſſe für Italſener in Oeſterreich. 


Wie ich aus elner Verhandlung erſehen habe, pflegt das königlich italieniſche 
General-Conſulat in Wien italtenſſchen Hauſterern in nenerer Zeit Püſſe auszu⸗ 
stellen, worin die k. 1. Behörden erſucht werden, die Inhaber derſelben auf Grund 
des zwischen Oeſterreich und Satin unterm 23. Aprit 1864 abgeſchloſſenen 
Handels, und Schifſſahrtsvertrages zum Hauſierhandel zuzulaſſen. Dieſes wor 
bie Beronlaſſung, daß berfel ltolſeniſche Unterihanen in eiuzernen Fällen wirklich 
zum Haufterhandel zugelaſſen wurden und zwar um fo mehr, als die Püffe von 
Wien mit den VBiſas der betreffenden Behörden bereits verſehen waren. 

Da biefer Hondelsvertrag auf den Hauſterhandel keine Anwendung findet, 
eſcheint das Vorgehen des königlich italieniſchen General» Gonſulates ordnungs- 
widrig, und indem ich wegen Abstellung desselben im biplomatiichen Wege das 
Geeignete veronloſſe, beehre ich mich Euer .. zu ajuden, die uũterſtehenden 
polltiſchen Behörden anzuweiſen, ſolchen von dem königlich ſtalieuiſchen Generale 
Conſulate ansgeſtellten Hauſſerpäſſen das allenfalls verlangte Bifa zu verjagen 
und den polltiſchen Unter⸗Behörden berhaupt den ſtrengen Auftrag extfeifen zu 
toffen, ausländischen Houſterern im Allgememen die Ausübung des Hauſter⸗ 
handels nicht zu gefatten, 


Verordunng des Mtulſters des Innern vom 11. Febrnar, B- 1801, an 

den Statthalter in Mähren, betreffend den Uuſtaud, daß Milttärpflich⸗ 

tigkeit kein Hinderuiß zur Erthellung der Altersnachlficht für den pani 
handel jei. 


Ich ertheile dem M. S aus St. und dem J. W. aus H. bei den vor 
handenen rückſichtewürdigen Berhiltniffen die Altersnachſicht behufs Erlangung 
eines Hanſterpaſſes, da auch nach eimer Mittheilung des Minifleriums für Lantes 
vertheibigung gegen die Ertheilung der Altersnachſicht zum Betriebe des Haufler- 
Ganteiß von Seite militkrpflichtiger Individuen mit Midficht auf die in den 
88. 42 und 46 des Wehrgeſehes, dann in den 55. 13, 14 und 108 her Inſſrue⸗ 
tion zus Ausführung des Wehrgeſehes enthaltenen Beſtimmuungen Anſtände nicht 
beſtehen. 


— — 


Perfonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Seine Mojefät haben die nenſißemiſteten Finanzdirertorsſſelen zn Linz 
und Trieſt mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes und zwar bie erflere 
dem Sellionsratze im Finanzminiſterjum Karl Kontaine b. Felſen brunn, 
bie lehlere bem Operflnanzrolhe und Finanzdirector in Trieſl Frona Graff 
Ritter v. Burgfein verliehen. 

Se. Mojenät haben hem Mnigl. bolänviſchen Bice-Conſul in Jbraſla 
Anton Sgarhelli als Ritter des Ordens der eiſernen Krone dritter Claſſe den 
Mitterſſand mit dem Prüdicate Sastut verliehen, 

Se. Majeſtät Haben dem Brimararzte des Wiedner Krantenhaufes in Wien 
Dr. Guſlav Leitner das Nitlerkteuz des Franz OË Ordens verliehen. 

Se. Majeät gaben dem Hilſetmterpirectot im k. k. Landesbertheldigungs⸗ 
miniſtertum Joſef Slona, aue der Penſionicung desselben, das Ritters 
kreuz des Franz Joſef Ordens verſtehen. 

St. Majeftät haben dem Steuerelnnehmer Martin Oberloflerin Rotten: 
berg das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Profeſſor Dr. Ferdinand Skibinsti 
den Brimararzt Dr, Ball Wolan, den Sladtarzt Dr, Lazar Plohn und den 
prastildien Arzt Dr. Heinrich At aß zu ordentlichen Mitgliedern des Landes. 
ſanitätsrathes filr die Bukowina ernannt. 

Der Miniter des In nern hal den Ingenieur Fronz Jelinet zum 
Oberingenieur für den Gtaatsbienfl in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Minister des Innern hat die Ingenieurs Karl Maher und Felig 
Siigaareti zu Oberingenieurs, dann die Bauadluncten Frlebrich Wer 
Dom init Opa te wicz. Johann Matula, Wilhelm Rappe, Emil Särkomsti 
und er Kroliewiez zu Ingenieurs fir den Staatspienſt in Galizien 
ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Anıtöblatte der „Wiener Zeikung⸗. 


Zwei Ingenieure und 5 Bauabjunctenfelen flir das ſtejermärliſche Londeg⸗ 
Bauamt und gwar für bie Ingenjeure mit Behalten zwischen 1100 fl. bie 1300 fl. 
für bie Bauadjuncten mit Gehalten zwischen 800 fl. und 1000 fl. jährlich, bis 
15. December. (Amtablall Nr. 276.) 

Proptſoriſche Affiftentenfielle bei der Bergacademie zu Pkibram mit 600 fl, 
Befolbung, jährliches Owaztiergelb von 60 fl., nach dreijährige Dienſtleiſtung 
mit 700 fl. Gehalt und 70 fl. Duaztiergeld jährlich, bis 5. December 1. J. 
(Amtsblatt Nr. 276.) 

Adpjunctenſtelle bei der Stvafanflalt in Wienſcz mit 700 fl. Gehalt jährlich, 
Naturalwohnung und Holz und Kerzendeputat, Hia 10. December. (Amtsblatt 
Nr. 276.) 

Praviſoriſche Bezirlgarztesſtelle bel der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Weſtz 
mit 420 fl. Jahresgehalt, bis 25. November. (Amtsblatt Nr. 276.) 

Bezielsfecvetäcaftelle bei den poliliſchen Behörden in Mähren; bis Ende Nor 
vember. (Amtsblatt Nr. 276.) 

Arztegſſelle im Bergreviere Bleiberg bei Vilot mit 850 fl. Jahresgehalt 
und Nakuralwaßnung, dach ohne Penfiondanfpruc, bis Ende November, (mie 
blatt Nr. 277) 

Wezirkahauptmannsſielle erſter Claſſe in Niederbſterreich mit 1800 fl. even 
tell eine Bezirfshauptmannsſtele zweſter Claſfe mit 1600 fl. Gehalt jährlich, 
bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 277.) 

Bezirkgthierarzlesſlelle in der Bukowing mit 600 fl., eventnell 400 fl. 
Japreagehalt, bis 15. December. (Amtsblatt Nr. 279.) 

Caſſiereſtelle bei dem u. 8. Lottoamte in Wien mit 1575 fl. Johresgehalt, 
210 fl. Quartiergeld und Cautionspflicht, bis Ende November, (Amteblott Nr. 279.) 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegefgaffe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, ubernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In; und Mns- 
landes und beſorgt Micht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptaugenmerk auf die Beforgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Hochachtungevoll 


Moritz Verles, 


Buchhandlung in Wien, Spiegelgaffe Nr. 17. 


Druck von Wilhelm Köhler in Wien. 


Verlag von Mork Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


